




 

Bebauungsplan „BAHNHOF-/CARL-BENZ-STRASSE – 1. Änderung“, Planbereich 11.1 
 
Offenlage 30.06.2025 bis 30.07.2025 
Zusammenstellung der Anregungen 

 
A Beteiligung der Behörden (gemäß § 4 (2) BauGB) 
 

Nr.  Behörde Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

1. 1 Stadtwerke GmbH 
 
Gas/Wasser 
02.07.2025 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Versorgungs- / Anschlussleitungen dürfen auch im 
Leerrohr nicht überbaut werden.  
Keine Pflanzen, Bäume, Garagen, Wintergarten, 
betonierte Bodenplatten, Terrassen, Trafostationen, 
Carport, weiter Versorgungsmedien (Telekom, 
Vodafone etc.) über der Anschlusstrasse.  
Die Zugänglichkeit mit schwerem Gerät muss immer 
/ jederzeit möglich sein.  
Mindestabstände zu anderen Versorgungsmedien / 
zu Bauwerken / zu Gasdruckregelanlagen / 
Trafostationen gemäß geltendem Regelwerk sind 
einzuhalten.  
Es befindet sich Gas- und Wasserversorgungs- 
und Anschlussleitungen im genannten Bereich 
die nicht überbaut werden dürfen. Vorhandene 
Gas- und Wasserleitungen müssen bei 
Notwendigkeit kostenpflichtig umgelegt werden. 
Vor Abbruch von Gebäuden müssen die 
Anschlussleitungen kostenpflichtig abgetrennt 
werden.  
Parkdeck: EG: Betonpoller vor Gasregelanlage (Fa. 
Fumatech) müssen bestehen bleiben. OG: 
Absturzsicherungen für PKW müssen so 
dimensioniert werden damit Beschädigung der 
Gasregelanlage (Fa. Fumatech) zu 100% 
ausgeschlossen wird. Betonfundamente Parkdeck 
Abstand zu Gasleitungen im Boden min. 2,00m. 

Andere als Anschlussleitungen des Grundstücks 
sind ansonsten durch das geplante Bauvorhaben 
gemäß der Leitungsauskunft der Stadtwerke nicht 
betroffen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Wasserleitungssammelpunkt liegt vorne im 
Zufahrtsbereich auf vormals städtischem Grund. 
Baulich ändert sich dort mit der Vorhabenplanung 
nichts. Hier ist mit dem Vorhabenträger die 
Eintragung eines Leitungsrechts vereinbart, da 
dessen Verlegung in die Carl-Benz-Straße zwar 
möglich, aber nicht geplant ist.  
 
Ist bei der Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 
Der Vorhabenträger wurde informiert. 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entwässerung 
08.07.2025 

Arbeitsbereich vor Gasregelanlage (Fa. Fumatech) 
muss bestehen bleiben.  
Produktion/Lager: Baufenster / Abstände sind 
gegeben, Technikräume Richtung Straße. Wird 
Erdgas als Brennstoff benötigt bitten wir 
frühzeitig um Einreichung von Netzanmeldung 
um eine Netzverträglichkeitsprüfung zu erstellen 
und die weiteren Parameter mit Kunde 
abzustimmen.  
Gemäß unserem hausinternen Prozess bitten wir 
um Zusendung ihrer Unterlagen bzw. Fragestellung 
an unseren Kundenservice Technik (KST) unter 
info.technik@sw-bb.de bzw. unter Telefon 07142 
7887 333.  
 
Gegen den Bebauungsplan bestehen seitens 
Entwässerung grundsätzlich keine Einwände.  
Bitte beachten Sie folgende Hinweise:  

 Lt. Entwurf sind Gründächer vorgeschrieben. In 
den vorhandenen Plänen sind allerdings keine 
Gründächer zu erkennen.  

 Lt. des Entwurfs wird das Niederschlagswasser 
vollständig in den Kanal eingeleitet, da es nicht 
versickert werden kann. Für die 
Entwässerungsgenehmigung müssen dazu 
folgende Auflagen erfüllt werden:  
- Es ist ein Überflutungsnachweis nach 

DIN1986-100 für die gesamte 
Grundstücksentwässerung (inkl. des 
Bestandes) zu führen.  

- Vom Flurstück 3740/7 darf in bebautem 
Zustand maximal der natürliche Abfluss 
eingeleitet werden. Dieser ist auf 10 l/(s*ha) 
festgelegt.  

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die festgesetzte Gründachvorgabe ist bei der 
Baugenehmigung zu beachten. 
 
Der Bestand ist genehmigt und besteht bereits, und 
der Neubaubereich ist bereits nach bestehenden 
Bebauungsplan vergleichbar bebaubar. 
Durch Schuster Umweltplan wurde ein Überflu-
tungsnachweis mit Gleichung 22 nach DIN 1986-
100 für das Bauvorhaben Neubau Produktions-
gebäude geführt. Dieser zeigt auf, dass hierfür ein 
Rückhaltevolumen von 20,1 m³ (bzw. eine teilweise 
Versickerung oder Abflussdrosselung) für das 5-
jährige Regenereignis erforderlich wird. Dabei ist die 
Dachbegrünung auf dem Neubau bereits 
berücksichtigt. 
Die Größenordnung zeigt auf, dass ein 
Überflutungsnachweis für die Baumaßnahmen 
geführt werden kann, da der Bebauungsplan auch 
ein deutlich größeres unterirdisches 
Rückhaltevolumen, ggf. ergänzt um eine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Hierzu sind geeignete Rückhalteräume auf dem 
Grundstück vorzusehen. 

Drosselung, ermöglicht und daher kein 
Vollzugshindernis ist. 
 
Ist im Baugenehmigungsverfahren bei Bedarf zu 
präzisieren. Der Vorhabenträger wurde informiert. 

 
 
 
Kenntnisnahme 

2.  Regierungspräsidium 
Stuttgart 
29.07.2025 

Nach dem vorgelegten Formblatt handelt es sich um 
einen entwickelten Bebauungsplan gemäß § 8 
Abs. 2 BauGB. Nach dem Erlass des 
Regierungspräsidiums vom 11.03.2021 erhalten Sie 
bei entwickelten Bebauungsplänen keine 
Gesamtstellungnahme des Regierungspräsidiums. 
Die von Ihnen benannten Fachabteilungen nehmen 
– bei Bedarf – jeweils direkt Stellung.  
 
Raumordnung  
Die vorgelegte Planung kann aus raumordnerischer 
Sicht mitgetragen werden. 
 
Im Hinblick auf eine sachgerechte Abwägung 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB, wonach auch et-
waige Starkregenproblematiken zu berücksichtigen 
sind, empfehlen wir, die Begründung noch um 
entsprechende Ausführungen zu ergänzen. Konkret 
könnten hier die auf Seite 27 des Entwurfs zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan von August 
2024 empfohlenen Schutzmaßnahmen aufgegriffen 
werden. 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
Ein Verweis auf den Hinweis wird in der 
Begründung (Anlage B) auf Seite 42 ergänzt. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Berücksichtigung 

3.  Regierungspräsidium 
Freiburg (Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau) 
16.07.2025 

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige 
Stellungnahme mit dem Aktenzeichen RPF9-4700-
46/6/2 vom 10.05.2024 sind von unserer Seite zur 
o.g. Planung keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen vorzubringen. 

- Kenntnisnahme 

 Stellungnahme vom 
10.05.2024 
(Eingang: 14.05.2024) 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau (LGRB) im Regierungspräsidium Freiburg 
nimmt auf Grundlage der ihm vorliegenden 
Informationen und seiner regionalen Kenntnisse zu 

 
 
 
 

 
 
 
 



 

den Aufgabenbereichen, die durch das Vorhaben 
berührt werden, wie folgt Stellung: 
 
1.    Geologische und bodenkundliche Grundlagen 
1.1. Geologie 
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der 
digitalen Geologischen Karte von Baden-
Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-
Kartenviewer entnommen werden. Nähere 
Informationen zu den lithostratigraphischen 
Einheiten bieten die geowissenschaftlichen 
Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 
 
1.2. Geochemie 
Die geogenen Grundgehalte in den 
petrogeochemischen Einheiten von Baden-
Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. 
Nähere Informationen zu den geogenen 
Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen 
Informationsportal LGRBwissen beschrieben. 
 
1.3. Bodenkunde 
Da ausschließlich Böden in Siedlungsflächen vom 
Planungsvorhaben betroffen sind und davon 
ausgegangen werden kann, dass diese 
weitestgehend anthropogen verändert wurden, sind 
aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 
 
2.    Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im 
Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter 
Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches 
bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, 
Detailgutachten oder ein hydrogeologischer bzw. 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 

 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich 
des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
2.1. Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung 
vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme der 
folgenden geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 
LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Löss mit im Detail nicht 
bekannter Mächtigkeit. Darunter schließen sich die 
Gesteine der Erfurt-Formation (ehemalige 
Bezeichnung: Lettenkeuper) an. 
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden 
(bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen 
Verwitterungsbodens sowie mit lokalen Auffüllungen 
vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur 
Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder 
lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. Sollte eine Versickerung der 
anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 
wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im 
Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens 
empfohlen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der 
weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu 
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung, bei Antreffen 

 
 
 
Ein Hinweis ist bereits dem Bebauungsplan 
beigefügt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen 
bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 
bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro 
empfohlen 
 
 
2.2. Hydrogeologie 
Auf die Lage des Planvorhabens in 
Wasserschutzzone IIIA des fachtechnisch 
abgegrenzten Wasserschutzgebiets "Bietigheim“ 
(LUBW-Nr. 118-116) wird hingewiesen. 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung 
hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt. 
 
2.3. Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen 
geothermischen Untergrundverhältnissen sind im 
Informationssystem „Oberflächennahe Geothermie 
für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG 
liefert erste Informationen (Möglichkeiten und 
Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des 
Untergrundes mit Erdwärmesonden und 
Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor 
Verwendung des Informationssystems die 
Erläuterungen zur Kenntnis. 
 
2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Zum Planungsvorhaben sind aus 
rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
3.    Landesbergdirektion 
3.1. Bergbau 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher 
Seite keine Einwendungen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis ist bereits dem Bebauungsplan 
beigefügt. 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Kenntnisnahme 



 

Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von 
Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz 
(GeolDG) 
Für geologische Untersuchungen und die daraus 
gewonnenen Daten besteht nach den 
Bestimmungen des Geologiedatengesetzes 
(GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem 
LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen 
im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 
 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 
Informationen zu den Untergrundverhältnissen 
sowie weitere raumbezogene Informationen können 
fachübergreifend und maßstabsabhängig der 
LGRBhomepage entnommen wer-den. Bitte nutzen 
Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie 
LGRBwissen. 
 
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-
Kataster. 
 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt 
für Planungsträger. 

4.  Verband Region Stuttgart 
17.07.2025 

Dazu gilt weiterhin unsere Stellungnahme vom 
28.11.2024: Der Planung stehen keine 
regionalplanerischen Ziele entgegen. 
  
Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten des 
Bebauungsplans ein Exemplar der Planunterlagen, 
möglichst in digitaler Form (an: planung@region-
stuttgart.org), zu überlassen. 

- Kenntnisnahme 

 Stellungnahme vom 
28.11.2024 

Der Planung stehen keine regionalplanerischen 
Ziele entgegen. 
 

- 
 
 
 

Kenntnisnahme 



 

Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten des 
Bebauungsplans ein Exemplar der Planunterlagen, 
möglichst in digitaler Form (an: planung@region-
stuttgart.org), zu überlassen. 

Wird veranlasst 

5.  Landratsamt Ludwigsburg 
07.08.2025 

I. Naturschutz 
 
Es wurde eine Habitatpotentialanalyse durchgeführt, 
betroffen sind laut dieser nur Reptilien. Die geplante 
Vorgehensweise mit Zaunstellung ist zur 
Vermeidung des Tötungsverbotes nach § 44 Abs. 2 
Nr. 1 BNatSchG nicht ausreichend. Zusätzlich zur 
Zaunstellung ist der innenliegende Baubereich vor 
der Bebauung auf Besatz durch Eidechsen zu 
prüfen.  
Sollte nach einer dreimaligen Begehung keine 
Eidechsen vorgefunden werden, kann der 
Baubereich freigegeben werden. Der gesamte 
Prozess ist mit einer ökologischen Baubegleitung 
durchzuführen. 
 
II. Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
 
Bodenschutz: 
Wir regen an, unter den Hinweisen im 
Bebauungsplan folgenden Eintrag vorzunehmen: 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), 
insbesondere auf § 4 (Pflichten zur 
Gefahrenabwehr) und § 7 (Vorsorgepflicht) wird 
hingewiesen. In diesem Sinne gelten für jegliche 
Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum 
Schutz des Bodens (s. Merkblatt August 2023) 
sowie die Hinweise im Merkblatt „Verwertung von 
Erdaushub – Bodenaushubmanagement“ (2023 
aktualisiert).  
 

 
 
Ist bei der ökologischen Baubegleitung zu beachten. 
 
Der Neubaubereich ist vermoost (und damit 
vergleichsweise feucht), was die geringe Eignung 
für Eidechsen unterstreicht. Es ist davon 
auszugehen, dass durchwandernde Einzeltiere 
kleinräumig auf dem Grundstück versetzt werden 
können und artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände der Vollziehbarkeit des 
Bebauungsplans nicht entgegenstehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Bebauungsplan wurden ergänzt.  
 
Im Neubaubereich sind die Böden geprägt durch 
bestehende Auffüllungen und damit ohne besondere 
Wertigkeit. Erdarbeiten bei der Neubebauung sind 
aufgrund von Bodenbelastungen gutachterlich zu 
begleiten und zu dokumentieren (vgl. Hinweise). 
 
Da im Neubaubereich eine Unterkellerung geplant 
ist und der Bodenaushub größer sein wird als die 
seitliche Aufschüttung am Gebäude, wird der 
Aushub in großen Teilen abzutransportieren sein. 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Des Weiteren wird auf § 3 Abs. 3 Landes-
Kreislaufwirtschaftsgesetz hingewiesen. Bei der 
Ausweisung von Baugebieten und der Durchführung 
von Bauvorhaben im Sinne von Abs. 4 soll ein 
Erdmassenausgleich durchgeführt werden. Hierbei 
sollen durch die Festlegung von Straßen- und 
Gebäudeniveaus die bei der Bebauung anfallenden 
Aushubmassen möglichst vor Ort verwertet werden. 
Für Überschussmassen > 500 m³ sind die 
Verwertungswege in einem (Abfall-) 
Verwertungskonzept darzulegen (§ 3 Abs. 4 
LKreisWiG). 
 
Wir bitten, die Merkblätter den 
Bebauungsplanunterlagen beizufügen. 
 
 
III. Immissionsschutz 
 
Die Hinweise der letzten Stellungnahme wurden in 
der Abwägung berücksichtigt und fanden Eingang in 
das Schallgutachten. Am IO-15 wurde die 
Nachtnutzung berechnet (Betriebsleiterwohnung). 
Die Zusatzbelastung liegt um 4 dB (A) unter dem 
zulässigen Grenzwert. Da gemäß städtischer 
Prüfung keine Nachtnutzungen im Umfeld 
genehmigt sind, muss die Vor- und 
Gesamtbelastung nicht untersucht werden. Es 
wurde plausibel dargelegt, dass eine 
Überschreitung des Richtwertes nicht zu befürchten 
ist. An allen anderen Immissionsorten liegen die 
ermittelten Beurteilungspegel mehr als 6 dB (A) 
unter den Richtwerten. Das schalltechnische 
Gutachten kommt daher zum Schluss, dass keine 
zusätzlichen Minderungsmaßnahmen erforderlich 
werden.  
 

Ein Vollzugshindernis ist daraus nicht zu erwarten. 
Ist im Baugenehmigungsverfahren zu berück-
sichtigen. Der Vorhabenträger wurde informiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Beifügen der allgemeinen Merkblätter würde 
den angemessenen Rahmen der Hinweis sprengen 
und ist nicht erforderlich. 
 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 



 

Es bestehen keine weiteren Anregungen und 
Hinweise. 

6.  Vodafone West GmbH 
21.07.2025 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-
Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante 
Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine 
Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von 
Telekommunikationsanlagen ist in dem angefragten 
Planbereich derzeit nicht geplant. 

- Kenntnisnahme 

7.  Amprion GmbH  
07.07.2025 

im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine 
Höchstspannungsleitungen unseres Unternehmens. 
 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer 
Versorgungsleitungen die zuständigen 
Unternehmen beteiligt haben. 

- Kenntnisnahme 

8.  Deutsche Bahn AG DB 
Immobilien 
01.07.2025 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
bestehen aus unserer Sicht keine grundsätzlichen 
Bedenken. Öffentliche Belange der Deutschen Bahn 
AG und ihrer Konzernunternehmen werden 
hierdurch nicht berührt.  
 
Auf die durch den Eisenbahnbetrieb und die 
Erhaltung der Bahnanlagen entstehenden 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall 
usw.) wird vorsorglich hingewiesen.  
 
Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu 
gegebener Zeit zuzusenden und uns an dem 
weiteren Verfahren zu beteiligen. 

- Kenntnisnahme 

9.  Omnibusverkehr 
Spillmann GmbH  
04.07.2025 

In der Hoffnung, dass sich die Prognose, die von 
einer nur geringfügigen Zunahme des MIV-
Volumens ausgeht, als zutreffend herausstellt, 
bestehen aus Sicht der Fa. Spillmann keine 
Bedenken.   

- Kenntnisnahme 



 

10.  Handwerkskammer  
Region Stuttgart 
14.07.2025 

Zu den angedachten Planungen haben wir keine 
Bedenken oder Anregungen.  
 
Bezüglich des westlich liegenden Mischgebiets 
möchten wir anmerken, dass eine für diesen 
Bereich aufgeführte ausschließliche Wohnnutzung 
dem Zweck eines Mischgebietes vollkommen 
widerspricht. Wir bitten dringend darum, hier wieder 
eine Mischgebietsnutzung zu etablieren. Wir 
beobachten immer wieder, dass geplante 
Mischgebiete in reine Wohngebiete kippen. Dies zu 
verhindern ist Aufgabe des Baurechtsamtes.   

- 
 
 
Die Anregung entspricht den bestehenden 
Festsetzungen und ist weiterhin Ziel der Stadt. 

Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 

11.  Industrie- und 
Handelskammer  
Ludwigsburg  
11.07.2025 

Vielen Dank für Ihre Informationen zum oben 
genannten Bebauungsplan. Anregungen oder 
Bedenken zu den jetzt geplanten Festsetzungen, 
mit denen die Weiterentwicklung eines dort 
ansässigen Unternehmens planungsrechtlich 
ermöglicht wird, bestehen unsererseits nicht. 

- Kenntnisnahme 

12.  Polizeidirektion 
Ludwigsburg 
23.07.2025 

Aus verkehrspolizeilicher Sicht bestehen keine 
grundlegenden Bedenken, auf eine konkrete 
Stellungnahme des Sachbereichs Verkehr wird 
daher verzichtet. Wir möchten allerdings allgemein 
auf die Problematik von Grundstückszufahrten 
hinweisen:  

 
Sicherheitsaspekte von Grundstücksausfahrten 
Ausfahrten von privaten Stellplätzen, Tiefgaragen, 
Parkplätzen u. ä., sowie deren Umfeld sollten im 
Interesse der Verkehrssicherheit auch auf privaten 
Flächen so gestaltet werden, dass beim 
unmittelbaren Ausfahren (auch beim rückwärts 
Ausparken aus Stellplätzen!) nach allen Seiten eine 
möglichst freie und weite Sicht in den öffentlichen 
Verkehrsraum besteht. 
 
So sollten jegliche Mauervorsprünge, 

- 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um allgemeine Anmerkungen. 
Konkret ist keine Änderung der bestehenden 
Grundstücksausfahrt geplant. 
 
Der Vorhabenträger wurde informiert. 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 



 

Erdaufschüttungen, Bepflanzungen, Briefkästen, 
Hinweistafeln, Dekorelemente etc. vermieden 
werden, welche die Sicht aus dem Fahrzeug sowohl 
in den Gehwegbereich als auch in die Fahrbahn 
wesentlich einschränken könnten. Hinsichtlich der 
Gehwege ist zu bedenken, dass hier auch kleine 
Kinder mit Spielfahrzeugen und Rollstuhlfahrer 
verkehren, die auf Grund ihrer geringen Höhe auch 
von niedrigen Sichthindernissen wie 
Staudenbeeten, Dekorzäunen etc. verdeckt werden 
können. 
 
Auch ist hinsichtlich der Sichtweite in den 
Gehwegbereich zu bedenken, dass die erhöhte 
Bewegungsgeschwindigkeit und der längere 
Anhalteweg von Inline-Skatern, Kindern auf 
Fahrrädern, Tretrollern u. ä. eine relativ lange 
Sichtachse zwischen ausfahrendem/ausparkendem 
Fahrzeug und Gehwegbenutzer erfordert, um ein 
rechtzeitiges gegenseitiges Erkennen zu 
ermöglichen. 

Der Stellungnahme vom 04.12.2024 ist sonst nichts 
hinzuzufügen. 

13.  Stadt Tamm  
04.07.2025 
 

Das oben genannte Verfahren haben wir zur 
Kenntnis genommen.  
Belange der Stadt Tamm werden nicht berührt.  
Wir haben keine Einwände. 

- Kenntnisnahme 

14.  Stadtverwaltung Freiberg 
am Neckar 
08.07.2025 

Die Belange der Stadt Freiberg am Neckar werden 
durch den Bebauungsplan „BAHNHOF-/CARL-
BENZ-STRASSE – 1. Änderung“ nicht berührt, es 
werden daher keine Bedenken und Anregungen 
vorgebracht. 

- Kenntnisnahme 

15.  Stadtverwaltung 
Markgröningen  
02.07.2025 

Die Belange der Stadt Markgröningen sind 
voraussichtlich nicht berührt. 

- Kenntnisnahme 



 

16.  Stadtverwaltung 
Ludwigsburg  
01.07.2025 

Nach Durchsicht der Unterlagen werden dazu von 
Seiten der Stadtverwaltung Ludwigsburg keine 
Anregungen mitgeteilt. 

- Kenntnisnahme 

17.  Gemeinde Pleidelsheim  
30.06.2025 

Die Gemeinde Pleidelsheim gibt keine 
Stellungnahme ab. 

- Kenntnisnahme 

 
 
 
Folgende weitere Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen/Bedenken geäußert oder keine Stellungnahme abgegeben: 
 

- Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung  
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Deutsche Post Bauen GmbH 
- VVS Stuttgart 
- Friedrich Müller Omnibusunternehmen GmbH 
- Feuerwehr Bietigheim 
- BUND Kreisverband Ludwigsburg 
- Gemeinde Ingersheim 
- Stadtverwaltung Besigheim 
- Gemeinde Löchgau 
- Stadtverwaltung Sachsenheim 
- Stadtverwaltung Asperg 

 
 
 

  



 

B Beteiligung der Öffentlichkeit (gemäß § 3 (2) BauGB) 
 
Von Seiten der Öffentlichkeit gingen keine Anregungen oder Bedenken ein. 
 
 
 
 
 
Aufgestellt:  
Bietigheim-Bissingen, den 26.08.2025 
- Amt für Stadtentwicklung und Baurecht -  
III-61/br AZ 61.26.04 PB 11.1 
 
 
 
- W A L T E R - 
 


